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Anlage 24.
(Drucksachen. Nr. 24.)

Bericht
des Provinzialausschusses

über

den weiteren Verlauf der Verhandlungen, betreffend die Neuordnung der Gemeinde-
Forstverwaltung in der Rheinprovinz.

Wie dem 48, Pruviuzmllandtag — vergl. Verhandlungen Seite 338 ff, Stenographischer
Bericht Seite 64 ff — mitgeteilt worden ist, hat entsprechendeinem Auftrag des 47. Proviuzial»
lnndtags der Proviuzialausschuß,welcher für die Beratung dieses Gegenstandesum 6 vom Proviuzial-
lnndtag gewählte Abgeordnete verstärkt worden war, der Königlichen Staatsregicrung deu Vorschlag zu
einem Gesetzentwurf über die Neuordnungder Oemeindeforstverwaltnngin der Rheinpruvinzvorgelegt.

Hierzu ist der nachstehend abgedruckte Erlaß ergangen.

siii n Ministerium
Landwirtschaft, Domänen und Forsten.
^chcifts-Nr. U. f. I.. 1. «. ct. 3902. Berlin, den 22. September 1909.

' Ws-Nr. N. <t. ^. IV. d. 2934.

^ Betrifft:
Innung der Gemeindefurstverwaltuug.

8 g>^"Hte vom 22. Dezember 1907,
^ "<N 1908, 4. März und 6. April 1909.
-Magen.

Der Landeshauptmann hat iu der ersten den Gegenstand betreffenden Denkschrift vorge¬
schlagen, die Neuregelung der Gemeindeforstverwaltungauf der Grundlage der Uebcrtragung der
Verwaltung und des Schutzes der Waldungen auf staatlicheBeamte gegen Zahlung einer festen
Vergütung anzustreben. Nachdem der verstärkte Proviuzialausschußdas Eingehen auf diesen Weg
abgelehnt hatte, entstaub der gegenwärtigzur Vorlage gebrachte Gesetzentwurf. Da der Provinzial-
ausschnß sich nach dem Berichte des Landeshauptmanns deshalb gegen die staatlicheBeförsterung
ausgesprochen hat, weil er hiervon für die Gemeinden einen Eingriff iu das Recht der Selbstver¬
waltung und eine finanzielleMehrbelastung befürchtete, so mnß angenommenwerden, daß er in der
Vorlage eine Lösnng der Frage erblickt, die von jenen Befürchtungen nicht begleitet ist. Daß dies
aber nach beiden Richtungen ein Irrtum ist, beweise» einerseits die Vorschriftendes Entwurfs über
die Anstellung, Versetzung usw. der Gemeindeforstbeamten,andererseits die in den Verhandlnngeu
mehrfach hervorgehobeneund auch von Gnerer Exzellenz ansdrücklich betoute Notwendigkeit einer
gleichzeitigenwesentlichen Verbesserung der Beamten in Gehalt und Alterszulagen. Diese Not-
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wendigkeit erkennen auch wir — vorbehaltlichder Regelung im einzelnen — grundsätzlich au, wir
glauben ferner, daß bei einer Neuordnung der rheinischen Gcmciudcforstverwaltimgdie Beeinträch¬
tigung bestehender Selbstverwaltungsbefugnisseder Gemeinden nicht ganz zu umgehen sein wird.
Nach unserem Dafürhalten mnß aber, wenn eine Neugestaltungherbeigeführtwird, die in beiden
Beziehungen mit Opfern für die Gemeindenverbundenist, die Gewähr dafür geschaffen werden,
daß die Mängel der gegenwärtigenEinrichtung in der Hauptsache beseitigt werden. Daß dies
durch die Vorlage nicht erreichtwird, ist in der ersten Denkschrift des Landeshauptmanns über¬
zeugend dargetan. Der Versuch, die ganze Frage durch Bildung eines Forstzweckuerbandeszu
lösen, kam, jedenfalls in der vorgelegtenForm als gelungen nicht bezeichnet werden, es ist aber
zweifelhaft, ob dies überhaupt möglich ist, weil der in dem Durcheinanderliegenvon Staats- und
Gemeindewaldund den daraus folgenden Schwierigkeitender Verwaltung beruhendeHauptübelstand
der jetzigen Einrichtung sich in dem Rahmen eines provinziellenVerbandes kaum beheben lassen wird.

Wenn wir unter diesen Umständen den Entwurf schon aus sachliche» Gründen als eine
geeignete Unterlage für eine Gesctzcsvorlage an den Landtag nicht ansehen können, so dürfen wir
weiter nicht übersehen, daß er schwerlich die Zustimmung des Landtages finden würde. Der Um¬
stand, daß in demselben Gesetze den Gemeinden der Verzicht auf das Wahlrecht der Furstbeamten
und gleichzeitigdas Opfer stärkerer finanzieller Leistungen, beides ohne Abschaffungwesentlicher
Mängel der gegenwärtigenEinrichtung auferlegt wird, würde nicht nur bei den rheinischen Land
tagsabgeordncten,sondern - - in Anbetracht des Interesses, das den Forstsachc» in beiden Häusern
des Landtages allgemeinentgegengebracht wird — in weiterenKreisen der Volksvertretunglebhaften
Widerspruch erregen. Dieser Widerspruchwürde sich noch steigern, wenn nach allgemeinem Bekannt'
werden des Entwurfs die Gemeinde«iu Petitionen dagegen angehen würden, was im Hinblick auf
die bereits hier vorgelegte,zur gefälligen Kenntnis angeschloffcneVorstellung des rheinischen Städtc-
bnndcs vom 9. Januar ds. Is. mit Sicherheit zu erwarten ist.

Bei dieser Sachlage können wir von einer näheren Erörternng der Einzelheitendes Ent¬
wurfs um fo eher abfehen, als die sich gegen manche BestimmuugeuerhebendenBedenkenbereits
von Euer Exzellenzund den Negicrungs-Präsidcntenin Coblenz und Aachen in sachgemäßer Weise
geltend gemacht worden siud.

Eure Ezzellenz ersuche» wir ergebenst, deu Pruvinzialausschuß von dem Vorstehenden in
Kenutuis zu setzen nnd über das Ergebnis der sich anschließenden Erörterungen zu berichten. Hier¬
bei wollen Sie sich im Hinblickauf die Eingaben des rheinischenGemeindeförstervereinsvom 2.
Febrnar und 6. Juni ds. Is. auch gefälligst darüber äußern, wie den Wünschender Forstbeamteu
auch nnabhängig von der anzustrebendenNeuordnung der Verwaltung entgegengekommen werden
könnte. Indem wir zur Kennzeichnung unseres Standpuuttes auf deu Erlaß vom 20. Iuui 1903
hinweisen, fügen wir im Hinblick auf die Aeußerung des Laudeshauptmanus S. 1l oben der Denk¬
schrift ergebenst hinzu, daß die Einführung der staatlichen Beförsterung fich nicht nutwendig auf den
Schutz der Forsten erstreckenmuß. Die guten Erfahrnngeu, die iu den Huhcnzollernschen Landen
mit dem Gemeindefurstgesetz vom 22. April 1902 gemacht worden siud. beweisen neuerdings, daß
schon die Einführung der staatlichen Betriebsverwaltungeinen wesentlichen Fortschritt bedenten würde.

Der Minister Der Minister des Innern,
für Landwirtschaft,Domänen nud Forste». In Vertretung:

In Vertretung: gez.: von Kitzing.
gez.: von Conrad.

An den Herrn Ober-Präsidenten zu Coblenz.
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Bei Uebersendung dieses Erlasses hat Seine Exzellenz der Herr Ober-Präsident mitgeteilt, daß
er znuächstdavon absehen möchte, in eine erneute Erörteruug des Gegeustm.deseinzutreten. Her
Provinzialausschuß steht auf demselbenStaudpunkt, da er sich vou weitereuAutrageu n> dieser
Sache einen Erfolg nicht verspricht. . ^

Wie Seine Exzellenz der Herr Ober-Präsident weiter mitgeteilt hat. smd zur Lo,uug der auch
i» dem Miuisterialerlaßgestellten Frage, wie den Wunsche« der Forstbeamtenanch unabhängigvon der
anzustrebendenNcnorduuug der Verwaltung entgegengekommen werden könne, nach enigehenoer
Besprechung mit den Herrn Regierungs-Präsideuten nnd Landräteu der Provinz und "'"« »er u
allseitiger Zuftiu.umug Vorschläge gemacht worden, die anch bereits d,e Znstnnnmug des Herrn
Ministers gefuudeuhaben, wie sich aus nachstehendein Ministerialerlaß ergibt.

^ L°ndwirtscha^DoMneu uud Forsten. Berlin, den 6. Dezember 1909.
^lchäfts-Nr. I. L, I. ä. 6967 N. k. I..

Geschtifts-Nr. IV. d. 3726 N. 6, ^.
Bericht vom 29. September dss. Is.

Nr. 18 972.

In Abänderung der Verfügung vom 23, August 1904 Nr. I. L. ä. 4774 N f. I.. PP.
IV. d. 1868 N 7 .1. bestimmen wir. daß der Nesolduug der forstversorgungsberechtrgten
Gemeindeforstschutzbeamten der Rheiuprovinz vom 1. April 1910 ab den dortigen Vorschlägen
entsprechend folgendeNormalsätzezugrunde zu legen smd: !..l^;»«;ck ^,.

Da Anfangs^lt ist für die ersten drei Jahre nach er

Probezeit auf 1200 Mark jährlich zu bemessen;nach Ablauf dieser Zeit und sodauu ^ >ed

weiteren drei Iahreu tritt eiue Gehaltserhöhuug vou 200 Mark en. bis zum H°chstb trage des
Gehaltes vou 2400 Mark. Nebeu de.u Bargehalt ist eine B«>mholzeut,chadign>,g von 1W M^
«der eiue entsprechende Brennholzabgabe zu gewähre»nnd für die eudg.iltig angestellt n Beamten,
soweit nicht eiue Dieustwohnuuggewährt wird, eine »seutschädigung von 300 Ma k^

Ferner genehmige»wir deu vorgelegte«Besolduugsplan für die ^ "d o erfoist
der Rheinprovinz Danach ist das Anfangsgehalt dieser Beamten «°m - A ° 19 0 ab

2700 Mark zn ben.essen und alle drei Jahre, zuuächst dre.'ua um 300 MaU ^ ^M WÜ
.»" 400 Mark, bis um Höchstgehaltvon 5600 Mark )n er ohen. Damb n s ' n D.e f

wandsentschädiguug von durchschuittlich 1600 Mark uud eu. W°hnnugsgeldzusch.ß o « ^^
660 Mark zu gewähren, deren Höhe in jedem Einzelfalle vom ^gurUWs^ras^ m ftft^eM ^

Hinsichtlich der Durchführuug dieser BesoldiMgspläue sowohl ur die Ober orste^we für die

Schntzbeamteubleiben die Verfngnugeu voui 23. August 904 - I. L. ä. ^ ^ ^. PP.IV 1, 1»«8 N ä I lMffer 31 nud vom 29. Januar 1906 Nr. I. L. 6. 11^94/uo ^. i.
P IV d 1^9 N ä? Kr . Iusouderheit überlasseu wir Eurer Exzelleuz auch bei er

die Ents^eidnng über die ^ngsfäl^keit de^^
wir der Erwartung Ausdruckgebe», daß der Kreis der Nicht voll leistungsfähigen Verbändemög iyi,

"'° ^'"Eur^EWllenz werden ersucht, hiernach das Erforderlichegefälligstzu veranlassen.
Der Minister für Landwirtschaft. Der Munster

Domänen und Forsten. ^Innern.
Im Auftrage ^ "'

gez. Wefener. W- V°ltz.

An den Herrn Ober.Präsidenten in Coblenz.
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Danach ergibt sich folgendeGehaltsordnung:
»,) IsorstversorgungsVerechNgte Oemeindeforstschutzbeamte.

Miets-

Gehalt
entschlldigmlg

(sofern nicht Dienst¬
wohnung gewährt

wird)

Brennholz¬

entschädigung

Im
ganzen

1200 800 100 1600
1400 800 100 1800
1600 300 100 2 000
1800 300 100 2 200
2 000 300 100 2 400
2 200 300 100 2 600
2 400 300 100 2 800

I») Gemeint»«Oberförster.

Gehalt

Dienstaufwauds-
entschädigung

(Festsetzung erfolgt
durch den Rcgiernngs-

Präsidenten)
durchschnittlich

Wohnnngsgeld-
zuschuß

(Festfetznng erfolgt
durch den Regierungs-

Präfidenteu)
durchschnittlich

Im

ganzen

2 700 1600 660 4 960
3 000 1600 660 5260
3 300 1600 660 5 560
3 600 1 600 660 5 860
4 000 1600 660 6 260
4 400 1600 660 6 660
4 800 1600 660 7 060
5 200 1600 660 7 460
5 600 1600 660 7 860

Der Prooinzmlllnsschußhat bei dieser Sachlage weitere Anträge nicht zu stellen. Wenn
der sowohl in der Denkschriftdes Landeshauptmanns wie auch in dem Vorschlag des verstärkten
Provinzialausschussesangeregte Gedankeder gemeinschaftlichen Tragung der Besoldnngskusten weiter
verfolgt werden soll, so ist die Provinz ähnlich wie bei den Ruhegehalts- und Hinterbliebcncnver-
sorguugs-Kassenzur Mitwirkung durch Ueberuahmeder Verwaltung bereit. Es scheint aber richtig,
die Anregung der Beteiligten abzuwarten.

Düsseldorf, den 25. Januar 1910.

Der Provinzialllusschuß:
O. Graf Beissel von Gymnich,

Vorsitzender,

I)r. vou Rcnvers,
Lllndeshouplmann.
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